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Vorwort

Im Sommer 2011 legten die Regierungskoalition und die Opposition ihre Bewer-
tungen des Luftschlages bei Kunduz im Jahr 2009 vor. Während die Regierungs-
parteien die Entscheidung des befehlshabenden deutschen Offiziers im Wesentli-
chen für nachvollziehbar hielten, kritisierten Oppositionsparteien den Einsatz
als ethisch und völkerrechtlich nicht vertretbar, obwohl das strafgerichtliche Ver-
fahren gegen den Offizier eingestellt worden ist. Eine solch gespaltene Bewer-
tung wird die Entschlussfreude der Soldaten im Einsatz vor Ort kaum stärken.
Sie vermittelt eher den Eindruck, die im Bundestag vertretenen Parteien taktier-
ten parteipolitisch, statt geschlossen hinter der Truppe im Auslandseinsatz zu
stehen. Dies befremdet umso mehr, als zwei der heutigen Oppositionsparteien
einst in ihrer Regierungsverantwortung die Bundeswehr erst nach Afghanistan
entsandten.

Ungeachtet seiner Bewertung im Detail ist der Luftschlag aber nur ein Symp-
tom dafür, dass die Bundeswehr diesen asymmetrischen Krieg militärisch nicht
führen kann. „Chirurgisch präzise“ Luftschläge mit einer exakten Begrenzung
der Waffenwirkung auf Kombattanten gibt es allenfalls am „grünen Tisch“ in
Berlin, aber nicht im militärischen Kampf vor Ort. Die politische Aufarbeitung
darf sich aber nicht auf den Luftschlag selbst beschränken. Sondern sie muss fra-
gen, wie es überhaupt dazu kommen konnte, dass die Bundeswehr in einen Gue-
rillakrieg verwickelt wurde und derartige militärische Mittel einsetzen muss.
Hier hat die Politik Verantwortung zu übernehmen gegenüber der Öffentlichkeit
und den Soldaten im Einsatz. Denn diesen Auslandseinsatz verantwortet von
Verfassungs wegen der Bundestag als Ganzer – nicht die militärische Führung!

So leidet das Primat der Politik in Deutschland selbst heute noch unter unkla-
ren Verantwortlichkeiten zwischen Politik und Militär. Die folgende Untersu-
chung soll diese Mängel in ihren verfassungsgeschichtlichen Zusammenhang stel-
len, ihre verfassungspolitischen Ursachen analysieren und verfassungsrechtliche
Korrekturen vorschlagen. Gerade die deutsche Geschichte bietet Anschauungs-
material genug für Fehlentwicklungen im Verhältnis von Politik und Militär. Un-
ser Land muss aus den Fehlern seiner Vergangenheit lernen, um in der Gegen-
wart die verfassungsrechtlichen Weichen für seine Zukunft richtig zu stellen.

Herrn Professor Dr. Rupert M. Stettner, Universität der Bundeswehr München,
danke ich sehr herzlich, dass er mir die Möglichkeit eröffnete, meinem Anliegen
im Rahmen einer berufsbegleitenden Habilitation nachzugehen. Er betreute
diese Arbeit intensiv, mit großer Offenheit und konstruktiver Kritik. Zusammen
mit den Dekanen der Staats- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät der Univer-



VI Vorwort

sität der Bundeswehr München und der Juristischen Fakultät der Universität
Augsburg initiierte er eine Habilitationskooperation beider Fakultäten, in deren
Rahmen diese Arbeit entstehen konnte. Mein Dank gilt daher auch den jetzigen
und früheren Dekanen beider Fakultäten.

Herrn Professor Dr. Ivo Appel, damals Universität Augsburg, jetzt Universi-
tät Hamburg, danke ich sehr herzlich für die Übernahme des Vorsitzes im Fach-
mentorat, die detaillierte Zweitbegutachtung meiner Arbeit und die große
Chance, als Lehrbeauftragter an seinem Lehrstuhl zu wirken.

Herrn Professor Dr. Christoph Vedder, Universität Augsburg, gilt mein be-
sonderer Dank nicht nur für die wertvollen Anregungen in seinem Drittgutach-
ten, sondern auch für den Brückenschlag an die hiesige Fakultät als Grundlage
der späteren Habilitationskooperation.

Herrn Präsidenten Ivo Moll, Bayerisches Verwaltungsgericht Augsburg, ver-
danke ich viele verfassungs- und militärhistorische Hinweise und Ratschläge. Er
begleitete mein außerdienstliches Vorhaben mit großem Interesse und im berech-
tigten Vertrauen darauf, dass meine dienstlichen Leistungen nicht darunter litten. 

Herr Dr. Carsten Niewerth, Rechtsanwalt in Bayreuth, und Herr Ole Dirks
unterstützten mich bei der Beschaffung rarer Literatur, welche selbst über die
Fernleihe oft kaum erhältlich war. Frau Christine Haselwarter überarbeitete sehr
engagiert meinen Erstentwurf des englischen Summary sprachlich. Ihnen ge-
bührt hierfür ebenfalls großer Dank.

Die Juristische Fakultät der Universität Augsburg nahm diese Arbeit im Win-
tersemester 2010/2011 als Habilitationsschrift an. Herrn Dr. Franz-Peter Gillig,
Cheflektor Rechtswissenschaft des Verlages Mohr Siebeck, bin ich zu Dank ver-
bunden für die Aufnahme der Schrift in die Reihe Jus Publicum. Frau Tanja Idler
gebührt großes Lob für die rasche und sorgfältige Erstellung der Druckfassung
im Sommer 2011. Die zwischenzeitliche Aussetzung der Wehrpflicht verdient
eine vertiefte Behandlung, die aber mangels belastbarer Daten über ihre politi-
schen und militärischen Auswirkungen für die Druckfassung nicht mehr geleistet
werden konnte.

Die Karl-Theodor-Molinari-Stiftung des Deutschen Bundeswehrverbandes
Bonn hat die Drucklegung der Habilitationsschrift großzügig unterstützt; hier-
für bedanke ich mich sehr herzlich.

Meine berufsbegleitende Forschungsarbeit wäre nicht möglich gewesen ohne
die unermüdliche Unterstützung meiner lieben Frau. Nicht nur hat sie acht Jahre
lang an vielen Abenden, Wochenenden und freien Tagen auf gemeinsam gestal-
tete Zeit verzichtet und mir so den nötigen Freiraum für diese Arbeit gegeben.
Sondern sie hat darüber hinaus große Teile getippt und wertvolle Vorschläge und
konstruktive Kritik angebracht. Aus tiefstem Herzen sage ich Dank und widme
ihr diese Arbeit. 

Augsburg, im September 2011 Andreas Dietz
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Einleitung

»Krieg als Mittel der Politik« – dieser Satz fordert Widerspruch heraus: Kann,
soll, darf Deutschland nach zwei verlorenen Weltkriegen, nach unsäglichem Leid
und unvorstellbaren Verbrechen, die in deutschem Namen begangen worden
sind, jemals wieder Krieg führen?
Über diese historisch begründeten Bedenken ist die Geschichte hinweggegangen.
War die Bundeswehr bis 1990 eine reine Landes- und Bündnisverteidigungsar-
mee, kommt sie heute weltweit bei Krisen und Konflikten zum Einsatz. Anfangs
noch auf rein humanitäre Einsätze beschränkt, wurde ihr Auftrag Schritt für
Schritt über »robuste« Mandate mit der Erlaubnis zur Selbst- und Fremdvertei-
digung auf Kampfeinsätze erweitert. 1999 flogen deutsche Jagdbomber im Ko-
sovo erstmals seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs wieder Kampfeinsätze.
Deutsche Soldaten bekämpfen derzeit in Afghanistan Guerilla, schützen Han-
delsschiffe am Horn von Afrika vor Piraten und unterbinden vor der Küste des
Libanon Waffenschmuggel. Die Bundeswehr ist zum Instrument deutscher Kri-
senpolitik geworden.

Die politische Führung in Deutschland hat sich diesem Wandel nur einge-
schränkt gewachsen gezeigt. Einerseits ist ein Stück weit Normalität im Verhält-
nis von Militär und Politik eingekehrt. Die Bundeswehr ist eine wichtige, aber
keine herausgehobene Institution in der Bundesrepublik. Ihr 50. Jubiläum wurde
gewürdigt, aber nicht gefeiert. Es gab keine Militärparade auf der Ost-West-
Achse Berlins, sondern einen Großen Zapfenstreich. Die maßvollen Feierlichkei-
ten grenzten sich wohltuend von militaristischen Aufmärschen im Kaiserreich
oder im »Dritten Reich« ab. Doch trotz dieser äußeren Normalisierung ist im In-
nenverhältnis zwischen Politik und Militär keineswegs eine abgeklärte Routine
eingekehrt. Nach wie vor entscheidet die politische Führung über Einsätze der
Bundeswehr von Fall zu Fall, nicht auf der Grundlage einer schlüssigen, in der
Öffentlichkeit eingehend diskutierten und von breiter Zustimmung im Bundes-
tag getragenen Gesamtstrategie. Das Fehlen einer politischen Positionsbestim-
mung im Entscheidungsviereck zwischen politischem Wollen, moralischem Sol-
len, rechtlichem Dürfen und militärischem Können zeigt sich bei jedem Auslands-
einsatz neu. Die unbeantworteten Fragen zu Sinn, Ziel und Dauer eines Einsatzes
geraten immer wieder auf die Tagesordnung, wenn deutsche Soldaten im Einsatz
verwundet werden, gar ihr Leben verlieren, oder wenn Unbeteiligte zu Schaden
kommen.


